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1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. I/St 18a „Elbeallee-Süd“ 
 
• Gestaltungsplan und Nutzungsplan zum Entwurf (Juni 2015) 
• Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 

und aus der Beteiligung der Behörden sowie der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
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1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. I/St 18a „Elbeallee-Süd“ 
Nutzungsplan (ohne Maßstab) 
Stand: Entwurf, Juni 2015 
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1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. I/St 18a „Elbeallee-Süd“ 
Nutzungsplan – Legende 
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1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. I/St 18a „Elbeallee-Süd“ 
Gestaltungsplan (ohne Maßstab) 
Stand: Entwurf, Juni 2015 
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Zeichenerklärungen 
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Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 
Die Unterlagen zum Bebauungsplanentwurf konnten vom 17.07.2015 bis einschließlich 
21.08.2015 im Bauamt und im Bezirksamt Sennestadt eingesehen werden. Im Rahmen 
dieser Offenlage sind zu dem Entwurf zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. I/St 18a 
„Elbeallee-Süd“ keine Stellungnahmen vorgebracht worden. 
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Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden sowie der sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 
Stellungnahmen der Behörden und der Träger öffentlicher Belange wurden unter städte-
baulichen Gesichtspunkten gewürdigt und sind in der Planzeichnung bzw. den Festset-
zungen und in der Begründung zu der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. I/St 18a 
„Elbeallee-Süd“ berücksichtigt worden. 
 
Im Folgenden werden die Stellungnahmen in inhaltlicher Zusammenfassung mit dem je-
weiligen Abwägungsvorschlag der Verwaltung vorgebracht. 
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Es wird von: vorgebracht: 
(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Polizeipräsidium 
Bielefeld  
 
Schreiben vom 
20.07.2015 

Es wird darauf hingewiesen, dass es im Bereich Bielefeld 
häufiger zu Einbrüchen in Wohn- und Geschäftshäuser 
kommt und es daher sinnvoll erscheint, den Einbruchschutz 
bei der Planung von Gebäuden zu berücksichtigen. Es wird 
darum gebeten, den Bauträger auf die Möglichkeit einer Bera-
tung zum Einbruchschutz durch die kriminalpolizeiliche Bera-
tungsstelle hinzuweisen. 

Der kriminalpräventive Hinweis wird zur Kenntnis genommen, 
dieser ist jedoch für die Bauleitplanung nicht relevant. Der 
Hinweis zum bestehenden kriminalpolizeilichen Beratungsan-
gebot wird an den Bauträger weitergeleitet. 
 
Kein Beschluss erforderlich. 

Landesbetrieb 
Wald und Holz 
Nordrhein-
Westfalen 
 
Schreiben vom 
24.08.2015 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Belange der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung im Vorfeld der Planände-
rung vorabgestimmt wurden und keine grundsätzlichen Be-
denken gegen die Planung bestehen. Die Zuordnung der 
Sammelersatzfläche in räumlichem Zusammenhang wird be-
fürwortet. 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Kein Beschluss erforderlich. 

Deutsche Tele-
kom Technik 
GmbH 
 
Schreiben vom 
27.07.2015 

Es wird darauf hingewiesen, dass am Rande des Plangebie-
tes Telekommunikationslinien (Tk-Linien) der Telekom vor-
handen sind, deren Bestand und Betrieb zu gewährleisten 
sind. Es wird gebeten, konkrete Maßnahmen so auf die vor-
handenen Tk-Linien abzustimmen, dass Veränderungen oder 
Verlegungen vermieden werden können. 
Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Bauausführung Be-
schädigungen vorhandener Anlagen zu vermeiden sind und 
der ungehinderte Zugang jederzeit zu ermöglichen ist. Vor 
Beginn der Arbeiten haben sich die Bauausführenden über 
die Lage vorhandener Leitungen zu informieren. Die Kabel-
schutzanweisung der Telekom ist bei den Arbeiten zu beach-
ten. 
Es wird darauf hingewiesen, dass zur eventuellen Versorgung 
neu zu errichtender Gebäude mit Telekommunikationsinfra-
struktur durch die Telekom die Verlegung neuer Tk-Linien im 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Hinweise 
sind inhaltlich für die Bauausführung relevant, Festsetzungen 
oder Hinweise auf Ebene der Bauleitplanung sind nicht erfor-
derlich. 
 
Kein Beschluss erforderlich. 
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Plangebiet erforderlich ist. 

Unitymedia 
NRW GmbH 
 
Schreiben vom 
24.07.2015 

Gegen die Planung bestehen keine Bedenken oder Anregun-
gen. 

Kein Beschluss erforderlich. 

Stadtwerke 
Bielefeld GmbH 
 
Schreiben vom 
03.08.2015 

Es sind keine Bedenken vorzubringen, da die zu vertretenden 
Belange durch die getroffenen Darstellungen / Festsetzungen 
bereits berücksichtigt worden sind. 
 
Es wird angeregt, die Begründung im Abschnitt Ver- und Ent-
sorgung wie folgt zu ergänzen: „Auf der Grundlage des derzeit 
in der politischen Beratung befindlichen Energiekonzeptes der 
Stadtwerke Bielefeld GmbH wird die Raumwärmeversorgung 
durch ein Nahwärmekonzept - Objekt BHKW - sicherzustel-
len.“  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Begründung wird im Kapitel 8 „Belange der Ver- und Ent-
sorgung“ um die genannte Empfehlung ergänzt. 
 
Kein Beschluss erforderlich. 

moBiel GmbH 
 
Schreiben vom 
18.08.2015 

Der Rat der Stadt Bielefeld hat am 23.06.2015 beschlossen, 
die Planung einer Stadtbahnverlängerung nach Sennestadt 
bis zum Planfeststellungsbeschluss weiterzuführen. 
Im Rahmen der geplanten Stadtbahnführung soll die untere 
Elbeallee vom Sennestadtring bis zum Ramsbrockring als 
Platzbereich gestaltet werden, der städtebaulich besonders 
verträglich als Mischverkehrsfläche geplant ist. 
 
Die nördlich des Geltungsbereiches vorgesehenen Senk-
rechtstellplätze können in Höhe des geplanten Mittelbahnstei-
ges nicht eingerichtet werden. Die Fläche vor dem Gebäude 
sollte in die Platzgestaltung einbezogen werden, um eine ein-
heitliche Aufenthaltsqualität verwirklichen zu können. Im 
Rahmen der Platzgestaltung sind im Bereich des geplanten 
Wohn- und Geschäftsgebäudes die Anlage von Radfahrstrei-
fen und einer Bushaltestelle vorgesehen. Ob eventuell auch 

Die Hinweise zur Fortführung der Planung zur Stadtbahnver-
längerung werden zur Kenntnis genommen. Die Stellung-
nahme erwähnt „nördlich des Geltungsbereiches vorgesehe-
nen Senkrechtstellplätze(n)“. In der Entwurfs-Begründung 
wurde hierzu jedoch lediglich ausgeführt, dass mit der Bau-
leitplanung (durch die Verlängerung des von Westen kom-
menden Gehweges) die Möglichkeit geschaffen werden kann, 
Senkrechtstellplätze nördlich des Geltungsbereiches anzule-
gen. Eine textliche Festsetzung hierzu wurde und wird nicht 
getroffen, ist aufgrund der Lage außerhalb des Geltungsbe-
reiches auch nicht möglich. Ob und inwiefern der Straßen- 
und Platzbereich nördlich des Geltungsbereiches gestaltet 
werden soll, ist nicht Gegenstand dieses Bebauungsplanes. 
Die Bauleitplanung steht der Platzgestaltung im Rahmen ei-
ner möglichen Stadtbahnverlängerung nicht entgegen, da sie 
sich ausschließlich auf die privaten Grundstücksflächen süd-
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einzelne Längsstellplätze möglich sind, ist im Weiteren im 
Detail zu prüfen. 
 
Daher wird um eine entsprechende Überarbeitung der textli-
chen Festsetzungen gebeten. 

lich der öffentlichen Verkehrsflächen der Elbeallee bezieht.  
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Äußerungen aus der Beteiligung der städtischen Fachdienststellen gemäß 
§ 4 (2) BauGB 
 
Vorgetragene Stellungnahmen der städtischen Fachdienststellen wurden unter städtebauli-
chen Gesichtspunkten gewürdigt und sind in der Planzeichnung bzw. den Festsetzungen 
und in der Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. I/St 18a „Elbeallee-Süd“ 
berücksichtigt worden. 
 
Folgende Anpassungen und Ergänzungen haben sich aufgrund der Änderungsvorschläge 
der Verwaltung ergeben: 
 
Textliche Festsetzungen: 
• Ergänzung von Festsetzung Nr. 9 bzgl. der Ausgestaltung der Anpflanzungsflächen 

(Pflanzqualität, Arten, Pflanzabstand) 
• Redaktionelle Ergänzung des Hinweises bzgl. des anlagenbezogenen Immissions-

schutzes um den Zusatz „von einer nach § 29 BImSchG benannten Stelle“ 
 
Begründung: 
• Kap. 3: Anpassung der Ausführung zur Entwicklung der Bebauungsplanänderung aus 

dem Flächennutzungsplan 
• Kap. 7: Herausnahme der Ausführung zu einer möglichen Anlage von Senkrechtstell-

plätzen nördlich des Geltungsbereiches 
 
Umweltbericht: 
• Kap. 4: Redaktionelle Anpassung der Angaben über bereits verbrauchte bzw. noch 

verfügbare Teile der externen Kompensationsfläche 
• Kap. 1.2: Anpassung der Ausführung zur Entwicklung der Bebauungsplanänderung 

aus dem Flächennutzungsplan 
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